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Basel-Stadt, Baselland,
Schwarzbubenland

Zuwenig,zu früh
Der JungeRat fordertmit einer Petition obligatorischePrävention gegen sexualisierteBelästigung anSchulen.

HelenaQuarck

Auf der Strasse, in den sozialen
Medien und an den Schulen:
Häufig beteiligen sich junge
Menschen auf unkonventionel-
len Wegen am politischen
Geschehen.

Seit 2005 engagiert sich der
Junge Rat in Basel dafür, dass
sich 15- bis 24-Jährige auch auf
einer direkterenWeise Einfluss
auf die Politik nehmen können
– und das tun sie auch. «Vertre-
tende des Jungen Rates kom-
men hin undwieder vorbei und
stellen Petitionen vor. Der Aus-
tausch mit ihnen ist sehr span-
nend», bestätigt FDP-Grossrat
undPräsidentderPetitionskom-
missionChristianMoesch.

Mittels Petitionen will der
JungeRat nundieBildungspoli-
tik bewegen – ein Kernthema
des Jungparlaments. Die Jung-
politikerinnenund -politiker for-
dernunter anderemdieEinfüh-
rung von schulischer Präven-
tionsarbeit gegen sexuelle
Belästigung.

DieDiskussion rund umdie
sexuelle Bildung von Kindern
und Jugendlichen im schuli-
schen Rahmen sorgte in den
letzten Jahren für Furore. 2011
machte ein Bild des sogenann-
tenSexkoffersnational dieRun-
de. Der Koffer wurde in Basler

Schulen mit Holzpenis und
Plüschvulva zur sexuellen Auf-
klärungeingesetzt. Es folgte ein
Aufschrei. Die Kinder würden
mit solchen Mitteln zu früh
«sexualisiert».

Handlungsbedarf inder
Sekundarstufe
Dreizehn Jahre später ist diese
Empörungswelle aus der Zeit
gefallen. Im Lehrplan 21 sind
Massnahmen zur Aufklärung
festgehalten – und werden be-
reits imKindergarten zu einem

Thema. In der dritten Primar-
stufe wird in allen Schulen die
obligatorische Ausstellung
«Mein Körper gehörtmir»mit
Schülerinnen und Schülern
behandelt.

Das reicht nicht, findet der
Junge Rat. Die Ausstellung eig-
ne sich nicht, um das Thema
der sexuellen Belästigung zu
behandeln – dafür komme das
Programm zu früh. An der
Sekundarschule hingegen gäbe
es nur freiwillige Angebote, die
lediglich von einem Teil der

Schülerinnen und Schüler
wahrgenommen würden.

Wie geht es
weiter?
Die Jungpolitikerinnen und
-politiker schlagen aus diesem
Grund vor, Präventions- und
Aufklärungsarbeit im Lehrplan
der 8. Klasse spezifisch zu ver-
ankern. Einerseits soll den Ler-
nendendasVerständnisder ver-
schiedenen Arten von Belästi-
gung und deren Wirkungen
vermitteltwerden.Andererseits

soll Selbstverteidigunggeschult
werden – sowohl psychische als
auch physische.

Ob die Petition als Nachwe-
hendieserDebatte zuverstehen
ist, ist nicht klar. Imgeforderten
Workshop soll nicht nur eine
Theoriebasis zumKlimawandel
vermittelt werden, sondern
aucheineigenerBeitrag fürden
Umweltschutzgeleistetwerden,
wie etwa Abfall sammeln oder
einen Baum pflanzen. «Wir er-
hoffen uns, dass durch unsere
Petition ein gestärktes Selbst-
bewusstsein bei Jugendlichen
entsteht, eine Enttabuisierung
des Themas, weniger Belästi-
gung und mehr Sicherheit in
Basel», soderPetitionstext.Die
Petition wurde in Anwesenheit
von Urs Bucher, Leiter des
Bereichs Volksschulen Basel,
behandelt.

Bucher betont eine vom
Grossen Rat am 19. April über-
wiesene Motion der ehemali-
genGrossrätin Karin Sartorius
(FDP). Darin fordert das Kan-
tonsparlament die Regierung
dazu auf, innert zwei Jahren
einKonzept auszuarbeiten, das
ein Präventionsangebot in
Bezug auf sexualisierte Gewalt
auf Primar- sowie Sekundar-
stufe obligatorischmacht. Der
Regierungsrat hat bis im April
2025 Zeit.

Auch das Klima wird behandelt
Jugend «In Basel sind wenig
Jugendliche darüber infor-
miert, wie sie selbst etwas zum
Umweltschutz beitragen kön-
nen» – in einer zweiten Petition
widmet sich der Junge Rat der
Bildung für nachhaltige Ent-
wicklung. Das Jugendparla-
ment schlägt einen zweitägigen
obligatorischen Workshop
während der Sekundarstufe
zum Thema «Umwelt und
Klima» vor.

Im Februar des letzten Jah-
resmachten Schulbesetzungen

von klimaaktivistischen Grup-
pen in Zürich, aber auch am
Basler Gymnasium am Müns-
terplatz Schlagzeilen. Die For-
derungen der Demonstrieren-
den: mehr Inhalt zum Klima-
wandel an Schweizer Schulen.

Urs Bucher, Leiter des Be-
reichs Volksschulen Basel, be-
riet auch diesen Vorschlag. Er
positionierte sich kritisch: Die
mit der Petition aufgegriffene
Umweltthematik sieht er als im
Lehrplan 21 gut verankert.
Ausserdemwürde die zusätzli-

che Unterrichtszeit zulasten
anderer Fächer gehen.

Darüber hinaus: Immer wie
mehrwürden zu verschiedenen
Themen obligatorische Work-
shops gefordert. Um Inhalte
nachhaltig in den Köpfen der
Schülerinnen und Schüler zu
verankern, sei ein einmaliger
Workshop aber kaumdie geeig-
netste Form.Die Petitionskom-
missionbeauftragtdenGrossen
Rat damit, die Petition dem
Regierungsrat zur Behandlung
zu überweisen.

DieMuseumsstadt aufdem jährlichenHöhepunkt

DieMuseumsnacht lockt jedes Jahr unzählige Besuche-
rinnen und Besucher in die Basler Museen. Für einmal
heisst es Schlange stehen,wie hier beimAntikenmuseum

Basel. Führungen, kulinarischeAngebote und einmalige
Inszenierungen ziehen dieMenge trotzwinterlicherKäl-
te aus denWohnungen. Bild: Roland Schmid

Hackerangriffauf
Kantonsseite
Cyberkriminalität Am Freitag-
morgen, 6.30 Uhr fand ein Cy-
berangriff auf die kantonale
Website www.bs.ch statt. Zeit-
weise war die Website nicht
mehr erreichbar. Die Täter
schlugen gemäss Präsidialde-
partementmit derDDos-Taktik
zu. Bei diesemVorgehenwerde
mit einerFlut vonAnfragenver-
sucht, dennormalenBetriebder
angegriffenen Seite zu überlas-
tenundsodieVerfügbarkeit der
Seite zu stören. Laut Regie-
rungssprecher Marco Greiner
muss bei der Art des Angriffs
klar differenziert werden: «Es
handelt sichhiernicht umeinen
Hacker-Angriff, bei dem Unbe-
kannte indasSystemeindringen
und Daten stehlen». Die Atta-
ckierendenwürden «lediglich»
mit mehreren zehntausend si-
mulierten Anfragen pro Sekun-
de die Internetleitung überlas-
ten. Die Zugriffe werden dabei
nicht von Menschen, sondern
von Computern ausgelöst. Da-
durch werde der Betrieb der
Website stark verlangsamt.

Die kantonalen IT-Fachleu-
te hätten Gegenmassnahmen
ergriffen,umdenBetriebwieder
störungsfrei sicherzustellen.
Seit etwa 9 Uhr ist die Website
laut Präsidialdepartement wie-
der erreichbar. Nachwie vor sei
jedoch mit Beeinträchtigungen
zu rechnen. Gemäss Greiner
könnees zu«Nachwehen»kom-
men: «Es ist durchausmöglich,
dass die Angreifenden die kan-
tonaleWebsite imLaufedesTa-
gesnochmals attackieren», sagt
der Regierungssprecher. Gesi-
chert ist die Täterschaft nicht.
Aber im Zusammenhang mit
dem Besuch des ukrainischen
PräsidentenWolodimir Selens-
ki am Weltwirtschaftsforum in
Davos kam es diese Woche
schonmehrfach zu Hacker-An-
griffen aus Russland. (ala)

NeuTempo30auf
Feldbergstrasse
Reduktion Das Bundesgericht
gab imHerbst 2023grünesLicht
für die Einführung von Tempo
30 auf der Feldbergstrasse. Die
letzte juristische Instanz wies
dieBeschwerdendesAutomobil
Clubs der Schweiz (ACS) und
des Touring Clubs der Schweiz
(TCS) ab. Nun vermeldet das
Bau-undVerkehrsdepartement
(BVD)desKantonsBasel-Stadt,
dass die Temporeduktion von
50 auf 30Kilometer pro Stunde
ab nächster Woche gilt. Das
BVD spricht von einem wichti-
gen Schritt für bessere Luft und
weniger Lärm für das angren-
zendeQuartier.

ZusätzlichzurFeldbergstras-
se wird das Tempo auf der Kly-
beckstrasse zwischen der Feld-
bergstrasse und der Dreirosen-
brücke ebenfalls auf 30
Kilometer proStunde reduziert.
Das BVD hatte rund einen Mo-
nat nach dem Bundesgerichts-
urteil zurFeldbergstrassemitge-
teilt, dass weitere Standorte für
Temporeduktionengeplantwer-
den, unter anderem die Kly-
beckstrasse. In der Elsässer-
strasse imAbschnitt St. Johanns-
Tor bis Voltaplatz will das BVD
nach der Fasnacht Tempo 30
einführen. (anm)


